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An das 
Bundesministerium fiir 
Arbeit und Soziales 

Stubenring 1 

1010 Wien 

Bitte in der Antwort die 
Geschäftszahl dieses 
Schreibens anführen 
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LYert:ilt A.i .. �: .. �-�.:k.d 
Betreff: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitsver

fassungsgesetz und das Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz 

geändert werden; 

Stellungnahme 

Zu Zahl 53.010/4-3/96 vom 25. April 1996 

Gegen den übersandten Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 

Arbeitsverfassungsgesetz und das Arbeits- und Sozialgerichtsge

setz geändert werden, werden keine Einwände erhoben. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme werden unter einem der 

Parlamentsdirektion zugeleitet. 

Für die Landesregierung: 

Dr. Arnold 

Landesamtsdirektor 
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Abschrif tlich 

An alle Ämter der Landesregierungen 

gesondert an die Verbindungsstelle der Bundesländer 
beim Amt der Niederösterr. Landesregierung, Wien 

an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst, Wien 

an das Präsidium des Nationalrates, Wien, 2S Ausf. 

an alle National- und Bundesräte in Tirol 

zur gefl. Kenntnisnahme. 

F.d.R.d.A.: 

�acht:<..--

Für die Landesregierung: 

Dr. Arnold 

Landesamtsdirektor 
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